
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 
die Bilder aus Moria auf Lesbos sind bestürzend, es handelt sich um eine humanitäre Kata-
strophe. Die unhaltbaren Zustände im Lager Moria waren schon seit Längerem bekannt. 
Seit dem Brand vergangene Woche sind die dort lebenden Geflüchteten obdachlos, es fehlt 
ihnen an allem. Wir dürfen deshalb nicht wegschauen und zögern, sondern müssen jetzt in 
enger Kooperation mit der griechischen Regierung handeln. Unsere Bundesländer und Kommunen machen es 
vor – und wollen mehr Menschen aus Moria aufnehmen. Natürlich brauchen wir eine gemeinsame humanitä-
re Hilfsaktion Europas. Deutschland leistet—dank des Drucks der SPD—einen wichtigen Beitrag zur Entlastung 
der griechischen Inseln. Das ist aber nur eine Momentaufnahme. Vergangene Woche haben wir in der AG Mig-
ration und Integration ein Positionspapier beschlossen, welche konkreten Lösungen es jetzt in Griechenland 
insgesamt braucht. Außerdem arbeiten wir kontinuierlich weiter, das europäische Kontingent gemeinsam mit 
anderen Ländern aufzustocken und dann auch den deutschen Anteil weiter zu erhöhen. Auf diese europäische 
Lösung darf man nicht warten, man muss für sie arbeiten. Dazu braucht es aus unserer Sicht einen Sonderbe-
auftragten mit Verhandlungsvollmachten, um sich ausschließlich und mit der nötigen Autorität für gemeinsa-
me Lösungen einzusetzen. Auf Seite 8 /9 findet Ihr zum Thema eine persönliche Erklärung von mir. 
Mit dem Gesetz zur finanziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Länder, dass wir in dieser Woche 
beschlossen haben, entlasten wir unsere Kommunen ganz wesentlich. Denn für uns alle ist ein gutes Umfeld 
mit der nötigen Infrastruktur sehr wichtig. Damit Menschen vor Ort gute Lebensbedingungen vorfinden, müs-
sen Städte und Gemein-den ihre Aufgaben auch in Zukunft bewältigen können. Doch allein in diesem Jahr ha-
ben die Kommunen wegen der Corona-Krise rund 12 Milliarden Euro an Gewerbesteuer eingebüßt. Die Men-
schen können darauf vertrauen, dass wir auf Bundesebene in Corona-Zeiten unseren Beitrag dazu leisten, dass 
sie weiterhin lebenswerte Bedingungen in ihren Wohnorten vorfinden.   
Mit harten Bandagen kämpft der belarussische Präsident Lukaschenko um seinen Machterhalt. Doch auch 
mehr als einen Monat nach den gefälschten Präsident-
schaftswahlen lassen sich die Menschen in Belarus nicht 
entmutigen – das ist ein gutes Zeichen. Am vergangenen 
Sonntag gingen trotz massiver staatlicher Repression wie-
der mehr als 150.000 Menschen auf die Straße, um gegen 
das Regime von Lukaschenko zu protestieren. Zu der Situa-
tion in Belarus und zu mehr Rechtstaatlichkeit habe ich im 
Bundestag gesprochen. (mehr dazu auf Seite 5) 
 
Viel Spaß beim Lesen!  
Mit herzlichen Grüßen  

 
 

Euer Johannes  

Ihr findet mich auch bei :  
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Mit meinem Eintrag in das Kon-
dolenzbuch habe ich einem be-
sonderen Menschen meinen 
letzten Respekt gezollt, der mit 
seinem Anstand und seiner gro-
ßen Integrität bundesdeutsche 
Politik über lange Zeit entschei-
dend mit geprägt hat. Am 26. Juli 
2020 ist der ehemalige SPD-
Vorsitzende Hans-Jochen Vogel 
in München verstorben. Wir ha-
ben ihm und seinem Wirken im 
Bundestag gedacht. Vogel war 

Oberbürgermeister von Mün-
chen, Minister in mehreren Bun-
desregierungen, langjähriges 
Mitglied des Deutschen Bundes-
tags, Regierender Bürgermeister 
von Berlin, nach der Kanzler-
schaft Helmut Schmidts in mei-
nem Geburtsjahr 1983 war er 
Kanzlerkandidat der SPD und in 
Nachfolge Herbert Wehners Vor-
sitzender der SPD-Fraktion im 
Bundestag und von 1987 bis 
1991 Parteivorsitzender der SPD 

als Nachfolger von Willy Brandt. 
Mir ist Hans-Jochen Vogel per-
sönlich vor allem mit seinem un-
ermüdlichen Eintreten für einen 
offenen demokratischen Um-
gang in unserer Gesellschaft in 
Erinnerung. So ist er auch Grün-
dungsvorsitzender des Vereins 
„Gegen Vergessen - Für Demo-
kratie“, in dem auch ich seit eini-
gen Jahren Mitglied bin. Der ge-
meinnützige Verein wurde im 
April 1993 u.a. in Reaktion auf 
rassistische und fremdenfeindli-
che Ausschreitungen zu Beginn 
der 1990er Jahre u.a. in Hoyers-
werda, Rostock-Lichtenhagen, 
Mölln oder auch Solingen ge-
gründet. Gegen Vergessen - Für 
Demokratie e.V. wirbt für Tole-
ranz und Demokratie und trägt 
zur kritischen Auseinanderset-
zung mit politischem Extremis-
mus, Rassismus, Fremdenfeind-
lichkeit und Ausgrenzung von 
Minderheiten bei. Als unabhän-
giger Verein, der überparteilich 
und konfessionell ungebunden 
ist, könnt auch ihr dort Mitglied 
werden. Hans-Jochen würde sich 
sicher darüber freuen, denn dort 
wird wertvolle Arbeit im Bereich 
von Geschichtsdidaktik und –
Geschichtsaufarbeitung in Bezug 
auf die NS- und die SED-Diktatur, 
Demokratieförderung und Bera-
tung im Umgang mit Rechtsext-
remismus geleistet.   
 
Unter diesem Link könnt ihr den 
Verein auch unterstützen 
https://www.gegen-
vergessen.de/  

https://www.gegen-vergessen.de/?fbclid=IwAR1ZMVpbi3O3v4X-6wh1CwxP3h4neBbiToOP4yJZsJ84haYgb7YMWo8Pjgs
https://www.gegen-vergessen.de/?fbclid=IwAR1ZMVpbi3O3v4X-6wh1CwxP3h4neBbiToOP4yJZsJ84haYgb7YMWo8Pjgs


 
 

Normalerweise ist der Europatag 
an den Schulen immer rund um 
den offiziellen Europatag am 9. 
Mai terminiert. Da es im Früh-
jahr aus den bekannten Gründen 
nicht möglich war, mussten wir 
nun unter besonderen Hygie-
nebedingungen einen neuen 
Termin finden. Das hat mit der 

BBS (Berufsbildende Schulen 
Holzminden) Georg von Langen 
Schule wunderbar geklappt. So 
konnte ich in der Sporthalle der 
Schule nicht nur mit ausreichend 
Abstand mit dem kompletten 12. 
und 13. Jahrgang über Europa 
sprechen, sondern mich auch 
gleich über die Re-Zertifizierung 
der BBS als Europaschule freuen. 
Mit der Übergabe der Urkunde 
durch Heike Bickmann, die Lei-
tende Regierungsschuldirekto-
rin, an Schulleiter Andreas Hölz-
chen ist die Georg-von-Langen-
Schule erneut für 5 Jahre be-
rechtigt, den Titel als Europa-
schule zu tragen. Die vielfältigen 
europäischen Aktivitäten der 
Schule unterstreichen die Aus-
zeichnung. Dazu gehören die 
Schüleraustausche mit Partner-

schulen in Italien, Polen und seit 
Februar 2020 auch mit Frank-
reich. Fortbildungen des Kollegi-
ums im europäischen Ausland im 
Rahmen des Programms Eras-
mus+ oder vielfältige Studien-
fahrten. Die Schüler der Jahrgän-
ge 12 und 13 hatten den Europa-
tag thematisch vorbereitet und 
zahlreiche Fragen zur deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft, der Be-
deutung Europas für die Region 
Holzminden. Eren-Can Demir 
und Kevin Dick stellten souverän 
die Fragen, die vorher in den 
Klassen vorbereitet wurden. 
Danke für die tolle Veranstal-
tung, die trotz der Hygienevor-
schriften wirklich sehr gelungen 
war. Vielen Dank für die Einla-
dung!  



 
 

Eine faszinierende Sportart habe 
ich in Bodenfelde bewundert. 
Dort fanden nämlich die Deut-
schen Meisterschaften und der 
Deutschland-Cup 2020 im Fall-
schirm-Zielspringen statt. Der 
Uslarer Klaus Mathies organi-
sierte mit seinem Verein, dem 
Fallschirmclub Remscheid und 
dem Bürgermeister von Boden-
felde, Mirko von Pietrowski, ein 
tolles Event. Bestes Wetter und 
zahlreiche Zuschauer sorgten für 
den richtigen Rahmen. Auch an 
dieser Stelle einen Herzlichen 
Glückwunsch an die neuen 
Deutschen Meister und die Ge-
winner des Deutschland Cups 
für großartigen Sport und klasse 
Ergebnisse. Neben Medaillen 
und Trophäen gab es für die 
Springer als besondere Zugabe 
auch kleine Bierfässer von der 
Uslarer Bergbräu Brauerei. Für 
den aufgrund der Kommunal-
wahlen in Nordrhein-Westfalen 

verhinderten Schirmherren 
Burkhard Mast-Weisz, Oberbür-
germeister von Remscheid, 
nahm unser SPD-
Bürgermeisterkandidat für die 
Stadt Uslar, Sven Borchert, ge-

meinsam mit Mirko von Pie-
trowski und Klaus Mathies stell-
vertretend die Siegerehrung vor. 
Eine überaus gelungene Veran-
staltung! 



 
 

Am Freitag habe ich eine zweite 
Rede gehalten. Dieses Mal ging 
es um das Thema Rechtsstaat-
lichkeit. Am Mittwoch haben wir 
dazu im Europaausschuss unse-
ren Koalitionsantrag eingebracht 
und beschlossen, an dem ich als 

dafür zuständiger Berichter-
statter maßgeblich mitgewirkt 
habe. Auch in Anbetracht der 
Tatsache, dass der Europäische 
Rat sich beim Juli-Gipfel auf eine 
Rechtstaatskonditionalität zum 
Schutz des europäischen Haus-

haltes geeinigt hat, setzt der An-
trag nochmal ein starkes politi-
sches Signal. Er macht deutlich, 
dass es starken parlamentari-
schen Rückenwind für die Ver-
knüpfung von demokratischen 
und rechtsstaatlichen Grundwer-
ten mit der Vergabe europäi-
scher Gelder gibt. Um Demokra-
tie und Freiheitsrechte in der Eu-
ropäischen Union zu bewahren, 
muss die EU Ihre Grundwerte 
wirkungsvoll schützen. Jeder 
Schritt dorthin ist schwer um-
kämpft und gleichzeitig essentiell 
wichtig.   https://
www.youtube.com/watch?
v=QkZ3b4QBB0E&t=3s 

Am Mittwoch habe ich eine Rede 
im Rahmen der Aktuellen Stunde 
zu Belarus im Plenum gehalten. 
Ich bin tief beeindruckt vom Mut 
und Willen der belarussischen 
Zivilgesellschaft, ganz besonders 
belarussischer Frauen und über-
zeugt davon, dass wir sie in die-
ser schwierigen Situation unter-
stützen sollten. Denn das Aus-
maß an Gewalt gegenüber fried-
lichen Demonstranten ist scho-
ckierend und darf nicht toleriert 
werden. Wichtig ist, dass wir eu-
ropäisch koordiniert agieren und 
schnell eine gemeinsame euro-
päische Strategie für die Unter-
stützung der belarussischen Zivil-
gesellschaft entwickeln. Das ist 
eine der Aufgaben, die wir wäh-
rend unserer EU-Ratspräsident-

schaft in der Koordination wahr-
nehmen müssen, damit auch die 
Kernforderungen der Protestie-
renden in Belarus unterstützt 
werden: das Ende der Gewalt, 
die Freilassung der Gefangenen, 
der Rücktritt Lukaschenkos und 

die Durchführung freier und fai-
rer Wahlen, möglichst unter Hin-
zuziehung internationaler Be-
obachter.  
Hier findet Ihre meine Rede: 
https://www.youtube.com/watch?
v=wfyDVBfwrPM&t  

https://www.youtube.com/watch?v=QkZ3b4QBB0E&t=3s
https://www.youtube.com/watch?v=QkZ3b4QBB0E&t=3s
https://www.youtube.com/watch?v=QkZ3b4QBB0E&t=3s
https://www.youtube.com/watch?v=wfyDVBfwrPM&t
https://www.youtube.com/watch?v=wfyDVBfwrPM&t


 
 

Umsetzung der Abfallrahmenricht-
linie der Europäischen Union 
Diese Woche haben wir in 2./3. Le-
sung das Gesetz zur Umsetzung der 
europäischen Abfallrahmenrichtli-
nie verabschiedet . Damit werden 
das Kreislaufwirtschaftsgesetz und 
weitere wichtige Abfallgesetze no-
velliert. 
Fortschritte im Recycling und der 
Abfallvermeidung stehen dabei im 
Fokus. Der Gesetzentwurf setzt auf 
die Verschärfung und Dynamisie-
rung der Recyclingquoten für be-
stimmte Abfallströme. Produzenten 
werden stärker in die Verantwor-
tung genommen, für Langlebigkeit 
und Reparierbarkeit ihrer Produkte 
zu sorgen. Und mit der Ein-führung 
einer Obhutspflicht der Hersteller 
für ihre Erzeugnisse begrenzt das 
Gesetz die Vernichtung von Retou-
ren. Darüber hinaus müssen Bund 
und Länder künftig anspruchsvolle-
re Abfallvermeidungsprogramme 
als bislang entwickeln. Damit je-
doch insgesamt weniger Abfälle 
entstehen, werden auch Verbrau-
cher*innen sensibilisiert. 
Im parlamentarischen Verfahren ist 
es uns gelungen, die Rolle der 
öffentlich-rechtlichen Entsorger zu 
stärken. Es wurde klargestellt, dass 
sie ein Klagerecht haben, sollten 
die Bestimmungen bei gewerbli-
cher Sammlung nicht eingehalten 
werden. 
Mit diesem Gesetz kommen wir 
unserem Ziel „Raus aus der Weg-
werfgesellschaft“ ein gutes Stück 
näher. 
Klima und Umwelt nachhaltig 
schützen 
Anlässlich der Nachhaltigkeitswo-
che haben wir einen Antrag erar-
beitet, der das Thema Nachhaltig-
keit als Grundprinzip politischer 
Entscheidungen würdigt. Es muss 

noch viel stärker gelingen, die drei 
Nachhaltigkeitsdimensionen Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziales im Ein-
klang sowie die Wechselwirkungen 
zwischen ihnen zu betrachten. 
Auch COVID-19 darf nicht dazu füh-
ren, dass die Anstrengungen der 
Umwelt- und Klimaschutzpolitik 
nachlassen. Das vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Konjunk-
turpaket beinhaltet ein umfangrei-
ches Klima- und Zukunftspaket. Mit 
diesem Paket werden rund 50 Milli-
arden Euro in innovative und klima-
freundliche Technologien so-wie in 
Forschung und Entwicklung inves-
tiert – das ist ein wichtiges Signal. 
Das Wirtschaften muss langfristig 
im Kreislauf stattfinden. Wir sollten 
mindestens europaweite Standards 
erreichen und diese in allen Berei-
chen umsetzen – denn Abfall ent-
steht überall. Für ein rohstoffarmes 
Land wie Deutschland ist das auch 
eine wirtschaftliche Voraussetzung. 
Genauso fordern wir die Bundesre-
gierung auf, sich für eine ambitio-
nierte globale Biodiversitätsstrate-
gie einzusetzen. Das bedeutet zum 
Beispiel, dass Anbaumethoden wei-
terentwickelt werden müssen, um 
biologische Vielfalt zu erhalten und 
nachhaltige Produktivität zu stei-
gern. 
Gesetz zur Änderung des COVID-19
-Insolvenzaussetzungsgesetzes 
Mit verschiedenen Hilfsprogram-
men wie der Soforthilfe für Selb-
ständige/Kleinstunter-nehmen, 
KfW-Krediten/-Liquiditätshilfen so-
wie dem Kurzarbeitergeld und an-
deren finanziellen staatlichen Hil-
fen auch durch die Bundesländer 
konnten wir viele Unternehmen 
unterstützen und Arbeitsplätze si-
chern. Um in Bedrängnis geratenen 
Unternehmen die nötige Luft zu 
geben, staatliche Hilfen zu beantra-

gen und Sanierungsbemühungen 
voranzutreiben, hatten wir die Aus-
setzung der haftungsbewehrten 
und teil-weise auch strafbewehrten 
Insolvenzantragspflichten rückwir-
kend zum 1. März 2020 beschlos-
sen. Dies war ein wichtiger Bau-
stein, um die wirtschaftlichen Fol-
gen der Pandemie abzufedern. Die-
se Fristen laufen nun zum 
30.September 2020 aus. Der zielge-
richtete Eingriff hat sich bewährt. 
Viele Unternehmen konnten Zeit 
zur Krisenbewältigung gewinnen 
und sich durch vielfältige staatliche 
Hilfen neu strukturieren und aus-
richten. Dennoch sollte den zah-
lungsfähigen, jedoch überschulde-
ten Unternehmen weiterhin die 
Möglichkeit gegeben werden, sich 
weiter durch staatliche Hilfsange-
bote und im Rahmen außergericht-
licher Verhandlungen zu sanieren 
bzw. zu finanzieren. 
Aus diesem Grund regelt das Ge-
setz, dass die Aussetzung der An-
tragspflicht bis zum 31. Dezember 
2020 für überschuldete Unterneh-
men verlängert wird. Dabei ist je-
doch zwischen zahlungsunfähigen 
und überschuldeten Unternehmen 
zu unterscheiden. Für überschulde-
te Unternehmen, die noch zah-
lungsfähig sind, wird die Verlänge-
rung der Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf verlängert. 
Denn bei diesen Unternehmen be-
stehen noch gute Chancen, die In-
solvenz dauerhaft abzuwenden und 
so Arbeitsplätze zu sichern. Bei be-
reits zahlungsunfähigen Unterneh-
men hat sich die Insolvenz mittler-
weile so stark vertieft, dass keine 
Verbindlichkeiten mehr getilgt wer-
den können und eine Insolvenz in 
der Regel nicht mehr abwendbar 
ist. 



 
 

Die Initiative „Ehrenamt stärken 
– Versorgung sichern in Corona 
Zeiten“ der Tafel Bad Münder 
e.V. erhält eine Bundesförde-
rung in Höhe von 7.200€. Ich 
freue mich sehr über die Unter-
stützung des Bundes für diese 
großartige Initiative. Denn es ist 
wichtig, dass wir gerade diejeni-
gen unterstützen, die sich in die-
ser herausfordernden Situation 
im Ehrenamt dafür einsetzen, 

dass alle Menschen in der Regi-
on so gut wie möglich versorgt 
sind. Mit der Sondermaßnahme 
„Ehrenamt stärken. Versorgung 
sichern.“ werden ehrenamtliche 
Initiativen unterstützt, die in 
ländlichen Räumen in der nach-
barschaftlichen Lebensmittelver-
sorgung engagiert sind und die 
in Folge der COVID-19-Pandemie 
vor besonderen Herausforderun-
gen stehen. Auch wenn zwi-

schenzeitlich viele Kontaktbe-
schränkungen wieder aufgeho-
ben wurden, müssen doch im-
mer noch eine Vielzahl von wei-
terhin bestehenden Auflagen 
und neue Rahmenbedingungen 
eingehalten werden. Das führt 
zu erheblichen Einschränkungen 
sowie zusätzlichen Aufwendun-
gen und Kosten, die wir durch 
unsere Förderung abfedern wol-
len. 

Am Donnerstag habe ich mich 

virtuell mit den Jugendbot-

schafterinnen von ONE ge-

troffen. Wir haben uns über die 

aktuelle Entwicklungshilfe aus-

getauscht. Bereits im Juni haben 

wir im Bundestag beschlossen, 

dass auch im Rahmen der 

Corona-Pandemie dem Bundes-

ministerium für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwick-

lung (BMZ) rasch Mittel zur Ver-

fügung gestellt werden, um den 

Auswirkungen der Pandemie hu-

manitär entgegenzuwirken. Es 

gilt vordringlich Gesundheitssys-

teme in Entwicklungsländern zu 

stärken und Folgeprobleme wie 

Hunger zu bekämpfen. Wir set-

zen uns außerdem dafür, dass 

ein möglicher Impfstoff gegen 

das neuartige Coronavirus auch 

in der Breite und kostengünstig 

bei allen Menschen weltweit an-

kommt. Außerdem werden wir 

prüfen inwieweit intensivmedizi-

nisch benötigte Medizinproduk-

te Entwicklungsländern und 

Schwellenländern überlassen 

werden könnten, ohne die Ver-

sorgung im Inland zu gefährden. 

Besonders habe ich mich ge-

freut, dass bei dem Gespräch 

auch Mizgin Aslan dabei war. 

Mizgin hatte im Frühjahr 2019 

ein Praktikum bei mir absolviert 

Es ist immer sehr schön bekann-

te Menschen wieder zu treffen. 



 
 

Die Zustände auf Lesbos und den 
anderen griechischen Inseln sind 
bereits seit langem katastrophal. 
Durch die verheerenden Brände 
im Flüchtlingscamp Moria hat 
sich die Situation aber nochmals 
massiv verschärft. Rund 13.000 
Menschen benötigen dringend 
eine menschenwürdige Unter-
kunft, grundlegende Verpflegung 
und medizinische Versorgung. 
In enger Kooperation mit der 
griechischen Regierung leistet 
Deutschland Unterstützung, um 
die akute Situation zu entschär-
fen. Über das THW und das DRK 
wurden bereits umfangreiche 
Lieferungen von Sachmitteln be-
reitgestellt. Weitere werden fol-
gen. 

Das reicht aber nicht. Wir müs-
sen die Menschen von den In-
seln holen und in Deutschland 
und anderen europäischen Staa-
ten aufnehmen. In der vergange-
nen Woche hat Bundesinnenmi-
nister Seehofer verkündet, dass 
Deutschland bereit ist, 150 Min-
derjährige nach Deutschland zu 
holen. Mitglieder der SPD-
Bundestagsfraktion haben da-
raufhin in einem Schreiben an 
Bundeskanzlerin Merkel deutlich 
gemacht, dass das eine beschä-
mende, absolut nicht angemes-
sene Zahl ist. Wir haben erreicht, 
dass wir zusätzlich zu den 150 
Kindern und Jugendlichen 1.553 
Menschen, hauptsächlich Kinder 
und Familien, in einem eigen-

ständigen Kontingent aufneh-
men. Zusammen mit den bereits 
bestehenden Zusagen sind es ca. 
2.750 Personen. Dies haben wir 
gegen den erheblichen Wider-
stand unseres Koalitionspartners 
erreicht. Wir müssen uns ent-
sprechend unserer Größe und 
wirtschaftlichen Stärke beteili-
gen. Die Aufnahmebereitschaft 
vieler Bundesländer und Kom-
munen in Deutschland zeigt, 
dass der Wille und die Möglich-
keiten in unserem Land vorhan-
den sind. 
Wir brauchen dringend eine 
grundsätzliche Lösung, damit das 
unrühmliche Gezerre und die 
schwerfälligen Verhandlungen in 
jeder neuen Notsituation ein En-
de haben. Alle europäischen 
Mitgliedstaaten müssen sich so-
lidarisch einbringen. Dazu müs-
sen wir die europäische Flücht-
lingspolitik und das Gemeinsame 
Europäische Asylsystem neu aus-
richten.  
Als SPD-Bundestagsfraktion ha-
ben wir dazu vor der Sommer-
pause einen klaren Beschluss mit 
konkreten Umsetzungsvorschlä-
gen verabschiedet. Wir müssen 
weg vom Prinzip der Zuständig-
keit des Ersteinreisestaates und 
brauchen eine gerechte und soli-
darische Verteilung geflüchteter 
Menschen auf die einzelnen EU-
Mitgliedstaaten. Und wir brau-
chen eine dauerhafte Lösung 
und einen ständigen Hilfsmecha-
nismus, sodass wir nicht bei je-
der Notlage erst in schwerfällige 



 
 

Verhandlungen darüber treten 
müssen, wer wieviel Unterstüt-
zung leistet. Nur so schaffen wir 
eine Entlastung der Staaten an 
den EU-Außengrenzen und so-
mit auch insbesondere Grie-
chenlands. Daran muss auch auf 
EU-Ebene weiter mit Hochdruck 
gearbeitet werden. Die EU-
Kommission muss endlich ihre 
Vorschläge präsentieren. 

Wir sehen unsere europäischen 
Partner weiter mit uns in der 
Verantwortung. Deshalb werben 
wir weiter um Unterstützung für 
die gemeinsame Initiative auf-
nahmebereiter europäischer 
Partnerländer. Wir lassen nicht 
nach, bis in Europa europäisches 
Recht und europäische Werte 
auch überall durchgesetzt wer-
den. Wir müssen unsere europä-
ische Ratspräsidentschaft nut-
zen, um die Idee einer solidari-
schen europäischen Asylpolitik 
endlich gemeinsam in die Praxis 
umzusetzen. Auf eine europäi-
sche Lösung darf man nicht war-
ten, man muss für sie arbeiten. 
Hier ist der Bundesinnenminister 
gefordert mehr zu tun. 

Warum ich dem Antrag der 
Fraktion Die Linke trotzdem 
nicht zustimme, obwohl ich 
doch für die Aufnahme von Ge-
flüchteten in Deutschland bin: 
Auch mich beschämt und ent-
setzt das gemeinschaftliche Ver-
sagen in Europa. Bei der Abstim-
mung im Bundestag geht es aber 

nicht um Symbolpolitik, sondern 
vielmehr darum, die Aufnahme 
von Menschen aus Griechenland 
auch tatsächlich durchzusetzen. 
Es ist ein Irrglaube, dass die SPD-
Bundestagsfraktion einfach nur 
den Anträgen der Opposition 
zustimmen müsste und schon 
kämen die Menschen nach 
Deutschland. Das Gegenteil wä-
re der Fall: Damit wäre keinem 
einzigen geflüchteten Menschen 
in Griechenland geholfen, 
Deutschland hätte stattdessen 
zusätzlich eine handfeste Regie-
rungskrise. 

Im Koalitionsvertrag haben sich 
die Fraktionen von CDU/CSU 
und SPD auf ein einheitliches Ab-
stimmungsverhalten im Deut-
schen Bundestag verständigt. 
Das ist Grundlage jeder Koaliti-
on. Diese Tatsache wird von den 
Fraktionen der Opposition gerne 
dazu benutzt, um Fraktionen in 
einer Regierungskoalition vorzu-
führen. 
Im Bundestag haben sich zwei 
Oppositionsparteien dazu ent-
schlossen, über ihren Antrag je-
weils namentlich abstimmen zu 
lassen. Dabei ist von vornherein 
klar, dass diese keine Mehrheit 
erhalten werden. Es gibt derzeit 
keine linke Mehrheit im Deut-
schen Bundestag. Wem das 
nicht gefällt, der muss mit seiner 
Wahlentscheidung bei der 
nächsten Bundestagswahl für 
andere Verhältnisse sorgen. 

Im Übrigen ist die Kritik der Grü-
nen an Scheinheiligkeit nicht zu 
überbieten. Wer die Hilfeleistun-
gen der deutschen Bundesregie-
rung auf der einen Seite als nicht 
ausreichend kritisiert, auf der 
anderen Seite aber als Teil der 
österreichischen Regierung die 
menschenfeindliche Entschei-
dung mitträgt, trotz der großen 
Not nicht einen einzigen Flücht-
ling aufzunehmen, hat sich vom 
seriösen politischen und morali-
schen Diskurs längst verabschie-
det. 
Ich weiß, dies ist für die Bürge-
rinnen und Bürger nur sehr 
schwer nachvollziehbar, und 
auch uns Abgeordneten verlangt 
eine solche namentliche Abstim-
mung bei wichtigen Themen und 
vor allem auch bei humanitären 
Notlagen sehr viel ab. Zur Regie-
rungsverantwortung in einer De-
mokratie gehört es aber eben 
auch, getroffene Vereinbarun-
gen einzuhalten.  
Unser Auftrag als Regierungs-
fraktion ist es nicht, symbolpoli-
tischen Oppositionsanträgen zu-
stimmen – was effektiv gar 
nichts verbessert –, sondern die 
Möglichkeiten zu nutzen, die uns 
als an der Regierung beteiligte 
Fraktion offenstehen und kon-
krete Lösungen zu entwickeln. 
Und daran arbeiten wir. 



 
 

 

Jugendherbergen sind ganz be-
sonders von den Corona-
Einschränkungen betroffen und 
müssen weiterhin komplett 
auch Besuche von Schulklassen 
verzichten, die natürlich eine 
der Haupteinnahmequellen der 
Herbergen sind. Deshalb habe 
ich gemeinsam mit meiner 
Landtagskollegin Sabine Tippelt 
die beiden Jugendherbergen in 
Bodenwerder und Silberborn 
besucht. In Bodenwerder stellte 
uns Herbergsleiter Thomas Stol-
le gemeinsam mit DJH-
Vorstandsmitglied Ruth Koss-
mann die Jugendherberge mit 
124 Zimmern vor. Das große 
Areal der Herberge bietet zahl-
reiche Möglichkeiten der Frei-
zeitgestaltung über vier Ebenen 
mit Blick auf Bodenwerder und 
die Weser am Hang des Voglers. 
Die einmalige Hanglage mit dem 
Blick ins Tal hat in den letzten 
Jahren nicht nur Schulklassen 
und Jugendfreizeiten, sondern 
auch vermehrt Familien mit Kin-
dern angezogen, die auf dem 
Weserradweg unterwegs sind. 
Aufgrund der Corona-Pandemie 
finden in diesem Jahr jedoch 

keine Klassenfahrten mehr statt, 
so dass Anfragen von Reisegrup-
pen derzeit zentral über den 
Landesverband des Deutschen 
Jugendherbergswerks in Hanno-
ver gesteuert werden. Aufgrund 
dieser Einschränkungen sind nur 
13 der 26 Jugendherbergen des 
Landesverbands geöffnet, um 
eine möglichst hohe Auslastung 
der geöffneten Herbergen zu 
gewährleisten. Einige Herbergen 
bleiben jedoch bis Jahresende 
und damit über die gesamte 
Sommer-Hauptsaison geschlos-
sen. Dazu gehören sowohl der 
Standort Bodenwerder als auch 
der Standort in Silberborn. Auf-
grund der aktuellen wirtschaftli-
chen Situation des Verbandes ist 

auch die geplante Sanierung der 
Jugendherberge in Bodenwer-
der mit einem Gesamtvolumen 
von ca. 2,5 Millionen Euro zur-
zeit nicht realisierbar und soll 
erst in Angriff genommen wer-
den, wenn die Situation besser 
einzuschätzen ist. Beim Besuch 
in Silberborn war Norbert Dett-
mar, der Geschäftsführer des 
DJH Landesverbandes Hanno-
ver, mit dabei. Herr Dettmar gab 
noch einmal detaillierte Einbli-
cke in die problematische Situa-
tion der Jugendherbergen auf-
grund von Corona. Auch hier 
gab uns die Herbergsleitung 
nochmal einen Überblick über 
das Gebäude und die Zimmer. 
Eine einladende Einrichtung mit 
tollen und renovierten Zimmern 
lädt in der wunderschönen 
Landschaft des Hochsolling zum 
Übernachten ein. Bleibt nur zu 
hoffen, dass möglichst bald die 
Tore für Gäste wieder geöffnet 
werden können und die Stand-
orte die Corona-Pandemie über-
stehen und diese wichtigen Ein-
richtungen damit erhalten blei-
ben. 
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Gemeinsam mit meiner Land-
tagskollegin Sabine Tippelt war 
ich zu Gast im Freibad in Polle. 
Thomas Steffe erläuterte uns 
vor Ort als Vertreter der Samt-
gemeinde Bodenwerder-Polle 
das erarbeitete Hygienekonzept 
für einen Schwimmbadbesuch. 
In enger Zusammenarbeit mit 
dem “Förderverein Schwimmbä-
der der Samtgemeinde Boden-
werder-Polle e.V.“ wurde es er-
stellt, um Besuche im Schwimm-

bad unter Corona-Bedingungen 
überhaupt möglich zu machen. 
Der Verein hat es sich seit 2014 
zur Aufgabe gemacht, das Frei-
bad in Polle attraktiver zu ge-
stalten, um Groß und Klein das 
Schwimmen zu ermöglichen. 
Gerade bei den Kleinen ist dies 
heutzutage umso wichtiger, 
wurde im Gespräch deutlich, da 
immer mehr Kinder das Schwim-
men gar nicht erlernen. Dieser 
Umstand ist gerade im Hinblick 

auf die Weser, die Bestandteil 
des Lebens vor Ort ist, sehr be-
denklich. Im Förderverein für 
das Freibad in Polle hat in den 
letzten Jahren in Eigenleistung 
sehr viel investiert. Nur dadurch 
kann der Betrieb des Freibades 
mit dem bestehenden Angebot 
sichergestellt werden. Dieses 
Engagement verdient aus mei-
ner Sicht viel Unterstützung und 
Wertschätzung. 


